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249/AoBo 
zu 228/3" 

des Bundesministers für Justiz Dr o B rod a 

auf die Anfrage der Abgeordneten Dr o K r a n z 1. m a y r und Genossen, 

betreffend die Geschäftsordnung für die Gerichte 1 0 und 110 Instanz o 

Ich beehre mich, die Anfrage-der Herren Abgeordneten Dro Kranzlmayr, 

Dro Kummer, Dr o Halder und Genossen wie folgt zu beantworten: 

1.0 Das Bundesministerium für Justiz hält es für unabweislich, die 

Geschäftsordnung für die Gerichte 10 und 110 Instanz., BGBlo Nr o 264/51 (Geo), 

und die Verordnung über die innere Einrichtung und Gesdhäftsordnling der 

Oberstaatsanwaltschaften und Staatsanwaltschaften und über die Besorgung 

des staat.sanwa1.tschaftlichen Dienstes bei den Bezirksgerichten, BGBlo 

Nro 267/51 (staGeo), die beide am 1. Jänner 1953 in Kraft getfeten sind, 

vollständig neu zu fasseno Zum einen sind die Geschäftsordnungen durch die 

lebhafte Rechtsentwicklung der letzten Jahre in manehen Teilen überholt; zum 

anderen stehen grosse Rechtsreformen bevor, so die Erneuerung des gesamten 

Strafrechtes und eine tiefgreifende Novellierung des Strafverfahrensrechtes, 

die Neuregelung der Sozialgeriehtsbarkeit sowie die Neuordnung im Haushalts~ 

recht des Bundes, die noch tiefer in das Gefüge der Geschäftsordnung ein= 

greifen werdeno 

2 0 Die Neufassungen werden sich aber nicht dara11f beschränken dürfen, 

die Geschäftsordnungen an die geänderte Rechtslage anzupassen o Sie werden 

vielmehr in beiden Verordnungen auch Vorschriften zu berücksichtigen haben, 

die ihrer recht.lichen Natur nach nicht die Gesetze ausführen, sonder.n er~ 

gänzen, somit nicht der heutigen Auffassung von Gesetz und Verfassungs= 

mässigkeit der Verordnungen entsprecheno 

Es ist nicht beabsiChtigt, dJ.ese Vorschriften in den Geschäftsord~ 

nungen zu belassen und durch gesetzliche Verordnungsermächtigungen 'Terfas.=. 

sungsrech tlich einwandfrei zu decken 0 Denn die Geschäftsordnungen führen 

eine grosse Anzahl von Gesetz en au.s, so das Gerichtsorganisa tionsgesetz, 

die Jurisdiktionsnorm, die Zivilprozessordnung, die Exekut.ionsordnung, das 

Ausserstreitgesetz, das Grundbuchsgesetz, die Strafprozessordnung, das 

Gesetz über di e bedingte 'Verurteilung, das Jllgendgerichtsgeset2'" 1l.m. nur 

die 1Ivichtigsten zu nenneno Es bedürfte daher einer grossen Zahl von gesetz~ 

lichen Verordnungs8rmächtigungeno Es wäre meist nicht möglich, die Verord-

249/AB X. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



249 ABo 
zu 22 J 

2 

nungsermächtigung'abstraktund doch·inhaltlich·so bestimmt zu fassen, dass 

die Klippe derverfassungswidrigen·formalgesetzlichen Delegation vermieden 

würde o Die Verordnungsermächtigungen müssten daher oft den Wortlaut der Ver~ 

ordnungsbestimmung , zu deren Deckung sie geschaffen würden, fast wörtlich 

wiederholen, und die Ausführung des Gesetzes wäre dann ebenfalls nur eine 

Wiederholung des Gesetzeswortlauteso Das Bundesministerium für Justiz erach~ 

tet es daher als richtig, gesetzvertretende und gesetzwidrige Vorschriften 

der Geschäftsordnungen, soweit sie unentbehrlich sind, in die Gesetze zu 

überstellen, in die sie ihrer, rechtlichen Natur nach gehören, die übrigen 

aber ersatzlos zu streicheno 

Zu den jüngsten Anfechtungen von Geschäftsordnungsbestimmungen beim 

Verfassungsgerichtshof darf das Bundesministerium für Justiz bemerken, dass 

eine bereits wieder zurückgezogen, die zweite vom Verfassungsgerichtshof 

zurückgewiesen wurde o Im dritten Falle hofft das Bundesministerium für 

Justiz den Verfassungsgerichtshof durch eine ausführliche Gegenschrift über= 

zeugen zu können, dass die Anfechtung unbegründet isto 

30 Um die Arbeiten an de~ Neufassung der Geschäftsordnungen zügig 

weiterzuführen 9 hat das Bundesministerium für Justiz, schon ehe die nunmehr 

vorliegende Anfrage eingelangt war, personelle Maßnahmen getroffen, die ab 

1 0 Mai doJ o wirksam werden~ ein Konzeptsbeamter wird sich ausschliesslich 

mit der Neufas8ung der Geschäftsordnungen und den Einzelakten, die mit den 

Geschäftsordnungen zusammenhängen, beschäftigeno 

4 0 Zwischen der Neufassung der Geschäftsordnungen und einer Erneu.erung 
des Gericht.sorganisationsgesetzes besteht nur insoweit ein Zusammenhang, als 
Novellen zum Gerichtsorganisationsgesetz oder dessen gänzliche Erneuerung 
ihren Niederschlag in den Geschäftsordnungen finden müssen und als gesetzver= 
tretende Vorschriften, die aus den Geschäftsordnungen entfernt werden, mögli= 
cherweise in das Gerichtsorganisationsgesetz zu übernehmen sind o Jedenfal1s 
ist die Neufassung der Geschäftsordn~ngen, wie sie jetzt geplant ist~ nicht 
davon abhängig~ dass das Gerichtsorganisationsgeset7, grundlegend erneuert 
wird o Soll ~ sich ein zeitlicher Gleichklang der Neufassung der Geschäft.Rord= 
nung und einer Erneuerung der Gerichtsorganisa t.:ton ein,stel1en, so wird es 
freilich notwendig sein ~ die Neufassung der Ges(:häft.sor dmlug nicht vorwegzu= 
nehmen, sondern mit den Arbeiten an der Gerichtsorgan:i.sation zu kopcdin:ieren, 
wie dies ja auch bei den erwähnten grossen Rechtsreformen der Fa.ll sein muss" 
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